Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2715 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. April 1961 

— 9 — 97101 — 5295/61 -- 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Internationale Überein- 
kommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, 1954 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 230. Sitzung 
am 29, März 1961 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Internationale Überein- 
kommen zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 

öl, 1954 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Artikel 6 des Gesetzes über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer vorsätzlich 

1. gegen die Reinhaltungsvorschriften des 
Artikels III Abs. 1 und 2 des Übereinkom- 
mens, 

2. als Reeder oder Ausrüster gegen die Vor- 
schriften des Artikels VII des Überein- 
kommens oder einer auf Grund des Ar- 


tikels 3 Nr. 2 oder 3 dieses Gesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnung 

verstößt. 

(2) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer die Tat fahrlässig be- 
geht. 

(3) Mit Geldstrafe bis zu eintausend Deutsche 
Mark wird bestraft, wer als Schiffsführer vorsätzlich 
oder fahrlässig die vorgeschriebenen Eintragungen 
in das Öltagebuch unterläßt oder wahrheitswidrige 
Eintragungen macht." 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
i (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 

1 in Kraft. 


Begründung 


Artikel VI des Internationalen Übereinkommens zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch öl, 
1954, verpflichtet die Vertragsstaaten, für das uner- 
laubte Ablassen von öl oder ölhaltigen Gemischen 
außerhalb der Floheitsgewässer keine geringeren 
Strafen vorzusehen als für das Ablassen innerhalb 
ihrer Hoheitsgewässer. Artikel 6 der geltenden Fas- 
sung des Gesetzes vom 21. März 1956 über das Inter- 
nationale Übereinkommen zur Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl, 1954 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 379) sieht für einen vorsätzlichen oder 
fahrlässigen Verstoß gegen die Reinhaltungsvor- 
schriften des Artikels III Abs. 1 und 2 des Über- 
einkommens und für den Verstoß eines Reeders 
oder Ausrüsters gegen die Vorschriften der nach 
Artikel 3 Nr. 2 und 3 des Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen lediglich Geldstrafe vor. Dem- 
gegenüber sehen die geltenden Strafbestimmungen 
für unerlaubtes Ablassen von öl oder ölhaltigen Ge- 
mischen innerhalb der Hoheitsgewässer — § 38 des 
Wasserhaushaltsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1110) und § 38 des Gesetzes zur 
Reinhaltung der Bundeswasserstraßen vom 17. Au- 
gust 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 2125) — überein- 


stimmend für vorsätzliche Tat eine Gefängnisstrafe 
bis zu zwei Jahren und Geldstrafe oder eine dieser 
Strafen, für fahrlässige Tat eine Gefängnisstrafe bis 
zu sechs Monaten oder Geldstrafe vor. Um der Ver- 
pflichtung nach Artikel VI des Übereinkommens 
nachzukommen, muß die Strafdrohung des Arti- 
kels 6 des Gesetzes vom 21. März 1956 entsprechend 
geändert werden. 

Der neue Artikel 6 Abs. 1 Nr. 2 stellt zusätzlich 
die Nichtbeachtung des Artikels VII des Überein- 
kommens durch Reeder und Ausrüster unter Strafe. 
Zwölf Monate nach Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens müssen alle im Bundesgebiet registrierten See- 
schiffe so ausgerüstet sein, daß das Eindringen von 
Heizöl oder schwerem Dieselöl in die Bilgen ver- 
hindert wird, sofern der Inhalt der Bilgen in die 
See gepumpt wird, ohne vorher einen Ölwasser- 
separator passiert zu haben. 

Absatz 3 stimmt wörtlich mit Absatz 2 der gelten- 
den Fassung überein. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit neuen Kosten be- 
lastet. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:'' 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß durch das Gesetz ein Zustimmungsgesetz, 
nämlich das Gesetz vom 21. März 1956 (BGBL II 
S. 379), förmlich geändert wird. 

2. § 1 

ist wie folgt zu fassen: 

,§ 1 

Artikel 6 des Gesetzes über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmut- 
zung der See durch öl, 1954, vom 21. März 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 379) erhält folgende Fas- 
sung: 

„Artikel 6 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer vorsätzlich gegen die Reinhaltungs- 
vorschriften des Artikels III Abs. 1 und 2 des 
Übereinkommens verstößt. 

(2) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer fahrlässig ge- 
gen die Reinhaltungsvorschriften des Artikels III 
Abs. 1 und 2 des Übereinkommens verstößt. 

(3) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig als Reeder oder Ausrüster 
gegen die Vorschriften des Artikels VII des 
Übereinkommens oder einer auf Grund des Ar- 
tikels 3 Nr. 2 oder 3 dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung verstößt. 

(4) Mit Geldstrafe bis zu eintausend Deutsche 
Mark wird bestraft, wer als Schiffsführer vor- 
sätzlich oder fahrlässig die vorgeschriebenen 


Eintragungen in das Öltagebuch unterläßt oder 
wahrheitswidrige Eintragungen macht." ' 

Begründung 

Die nach Artikel 6 Abs. 1 zu ahnenden Tatbe- 
stände sind verschiedener Art. Während sich 
Nr. 1 auf die Verunreinigung selbst bezieht, be- 
faßt sich Nr. 2 lediglich mit dem Bau von Ein- 
richtungen an Bord der Schiffe; wer im Sinne 
der Nr. 2 gegen das Änderungsgesetz verstößt, 
erfüllt im Gegensatz zu Nr. 1 noch nicht den Tat- 
bestand einer Verunreinigung. 

Auch § 38 des Wasserhaushaltsgesetzes droht 
Gefängnisstrafe lediglich an, wenn vorsätzlich 
oder fahrlässig eine schädliche Verunreinigung 
tatsächlich herbeigeführt worden ist; er umfaßt 
dagegen nicht Tatbestände, bei denen nur die 
Gefahr des Hineingelangens vorliegt oder eine 
nachteilige Veränderung der Eigenschaften des 
Wassers zu befürchten ist. Demgemäß fehlt bei 
Artikel 3 Nr. 2 und 3 des zu ändernden Gesetzes 
der Zusammenhang sowohl mit Artikel VI des 
Übereinkommens als auch mit § 38 des Wasser- 
haushaltsgesetzes. Insoweit ist die Begründung 
in der Regierungsvorlage irreführend, d. h. die 
beabsichtigte Erhöhung der Strafandrohung ist 
in diesem Falle nicht zwangsläufig gegeben. Sie 
ist auch nicht notwendig, weil durch eine Geld- 
strafe der beabsichtigte Zweck erreicht werden 
kann. 

Ein Verstoß gegen Artikel VII des Übereinkom- 
mens ist bisher nicht mit einer Strafe bedroht. 
Das vorgesehene Strafmaß stößt gleicherweise 
auf rechtliche und sachliche Bedenken. Auch hier 
handelt es sich nicht um die tatsächliche Verun- 
reinigung, sondern darum, daß eine bauliche Ver- 
pflichtung nicht erfüllt worden ist. 

Nach den gemachten Erfahrungen können Ein- 
richtungen zur Verhinderung von Ölverschmut- 
zung durch Androhung empfindlicher Geldstrafen 
ausreichend erzwungen werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Der Ansicht des Bundesrates, das vorliegende An- 
derungsgesetz sei zustimmungsbedürftig, kann nicht 
beigetreten werden. Die Bundesregierung vertritt in 
ständiger Praxis die Auffassung, daß die Änderung 
eines Zustimmungsgesetzes nur dann der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, wenn die Änderung 
entweder selbst einen zustimmungsbedürftigen 
Inhalt hat oder sich auf solche Bestimmungen des zu 
ändernden Gesetzes bezieht, welche die Zustim- 
mungsbedürftigkeit jenes Gesetzes begründet haben 
oder wenigstens mit zustimmungsbedürftigen Vor- 
schriften jenes Gesetzes in einem untrennbaren Zu- 
zammenhang stehen. Diese Voraussetzungen sind 
hier nicht erfüllt. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 
Artikel 6 Abs. 2 sollte jedoch wie folgt gefaßt wer- 
den: 

„ (2) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer fahrlässig eine der in 
Absatz 1 bezeichneten Taten begeht." 
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